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DDR

M a n fre d  E. S t re it

Ordnungspolitische Überlegungen zur 
Systemkrise in der DDR

m:Iit dem  unw iderstehlichen W unsch nach Freiheit, 
m it dem  nunm ehr schm erzlich erlebten W ohl

standsgefälle gegenüber dem benachbarten m arktw irt
schaftlichen System , m it der Verbitterung, die aus dem 
Gefühl erwächst, von einer autoritären W irtschaftsp la
nung um Früchte jahrzehntelanger Arbeit betrogen wor
den zu sein, stehen die Bürger der DDR nicht allein. In
nerhalb und außerhalb Europas sind die latenten Krisen 
p lanw irtschaftlicher System e ausgebrochen. Bestätigt 
wird dam it eine Vermutung, die ordnungstheoretisch 
schon vor 70 Jahren (v. Mises) begründet wurde: Die fru
strierende Unw irtschaftlichkeit und Entw icklungsschwä
che von P lanw irtschaften ist system im m anent. Der Ver
such, ihr Scheitern m it korrupten und unfähigen Funktio
nären sowie unzulänglichen Planungstechniken zu er
klären, geht am Kern des Problems vorbei. Er ist besten
falls zum Selbstbetrug geeignet.

Keine befriedigenden Lösungen

Zentra le P lanw irtschaften sind zur Unw irtschaftlich
keit verurte ilt, weil sie keine überzeugenden organ isato
rischen Lösungen für die Probleme bieten, die grund
sätzlich bei jeder erfolgreichen Arbeitsteilung bewältigt 

werden m üssen:

□  Das W issensproblem : Arbeitste ilung bedeutet auch 
W issenste ilung;e in Befund, den anzum ahnen v. Hayek 
nie müde wird. M illionen Bürger m üssen dazu veranlaßt 
sein. W issen über Konsum m öglichkeiten, Fähigkeiten, 
P roduktionstechniken, S tandortqualitäten und e rtrag
versprechende Produktionsum wege zu erwerben und 
zu nutzen, und die Nutzung muß koordiniert werden.

□  Das Anreizproblem : Umfang und Qualität des indiv i
duellen Beitrags zum  arbeitsteiligen W irtschaften sind 
anreizbedingt. M ehr noch als der verschwendungsarm e
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Um gang m it knappen M itteln im Rahm en des B isheri
gen erfordert die Innovationstätigkeit w irksam e Le i
stungskontro llen und Leistungspräm ien.

Für beide Problem e gibt es in der Zentra lverw altungs
w irtschaft keine befriedigenden Lösungen:

□  Zentra le P lanung ist mit dem  hoffnungslosen Ver
such verbunden, eine Aufgabe zu erfüllen, für die ein 
W issen benötigt wird, das in seiner G esam theit einer 
G ruppe von Planern auch nicht annähernd verfügbar 
sein kann. Dem gegenüber stellen m arktbestim m te 
Preise die b isher beste Anpassung an dieses W issens
problem dar; m it ihnen wird in kodierter Form das ökono
misch relevante W issen von M illionen Individuen kom 
m uniziert. Entsprechend der Reichweite der bei zen tra
ler P lanung auf gänzlich unbefriedigender W issens
grundlage zu treffenden Entscheidungen w iegen dort 
die Folgen von unverm eidbaren Irrtüm ern besonders 
schwer. Zentra le P lanung läßt im Unterschied zu dezen
tralen, wettbewerblich kontro llierten Entscheidungen 
für Fehlerkom pensation wenig Raum. Sie bewirkt eher 
eine Potenzierung der Folgen von Irrtüm ern.

□  Das ungelöste Anreizproblem  ist die Folge des sozia
listischen Anliegens, die Verte ilungsfrage m öglichst ge
trennt von den A llokationsfragen nach m ateriellen Ge
rechtigkeitsvorstellungen zu beantworten. Kollektivei
gentum  an Produktionsm itteln bedeutet, daß -  anders 
als bei Private igentum  -  die Verfügung über knappe 
Ressourcen von der Zuweisung von Verfügungsfolgen 
abgekoppelt wird. Infolgedessen ist es erforderlich, an
dere M echanism en zu entw ickeln, mit deren Hilfe Ver
antwortung für ökonom ische Entscheidungen zugew ie
sen werden kann. B islang sind alle Versuche gesche i
tert, ein Anre izsystem  zu entw ickeln, das auch nur annä
hernd eine solche disziplin ierende sow ie schöpferische 
Energien freisetzende W irkung hätte, w ie sie für die 
wettbewerbliche Kontrolle der Verfügung über Private i
gentum  beobachtet werden kann.

Mit der zentra len P lanung sind die w irtschaftlichen 
Freiheitsrechte unvereinbar, deren e igenverantwortli
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che Nutzung unter E insatz von Private igentum  zugleich 
der Entw icklungsm otor von M arktw irtschaften ist. Zen
trale P lanung m acht es unum gänglich, die Bürger den 
P lanungsanweisungen zu unterwerfen. W irtschaften 
wird zu e iner öffentlichen und dam it auch zu e iner po liti
schen Angelegenheit. Dem entsprechend vergrößert 
sich das Problem der Kontrolle der politisch H andeln
den. Die G efahr fü r die Freiheit, die von einer im Ver
gleich zum  Kapitalism us extrem en Konzentration von 
Besitzm acht in den Händen der S taatsorgane ausgeht, 
wird durch die G eschichte der sozialistischen Staaten 
eindrucksvoll belegt. Belegt wird auch die Euckensche 
Erkenntnis, daß ökonom ische und politische O rdnung 
interdependent sind; eine Erkenntnis, die in der gegen
wärtigen Reform diskussion nicht selten unberücksich
tigt bleibt.

Zweifacher Irrtum

Das Scheitern der P lanw irtschaften wird weder in den 
davon unm itte lbar betroffenen Ländern noch anderswo 
einhellig als System versagen diagnostiziert. V ie lm ehr 
sind auch Versuche beobachtbar, zw ischen dem reform 
bedürftigen, real existierenden Sozia lism us und der zu 
realisierenden sozialistischen Idee zu unterscheiden. 
Sam m elbegriff fü r derartige D ifferenzierungsübungen 
ist der dem okratische Sozialism us. Sein Gebrauch 
dürfte weltanschauliche Überzeugungen w idersp ie
geln, die letztlich von der Sehnsucht nach einer konflikt- 
freien W elt solidarischer G leichheit getragen werden. 
Die Sehnsucht muß unbenom m en bleiben. Daß sie je 
doch wenig hilfreich ist, sich m it den ökonom ischen Not
wendigkeiten auseinanderzusetzen, kann nicht oft ge
nug betont werden.

O rdnungstheoretisch signalisieren die Begriffsele
m ente Dem okratie und Sozia lism us einen zweifachen, 
zusam m engenom m en verhängnisvollen Irrtum:

□  eine Überschätzung der Leistungsfähigkeit der De
m okratie als Entscheidungsverfahren und

□  eine Unterschätzung der W issens- und Anre izpro
blem e e iner auf G em eineigentum  beruhenden W irt
schaftsordnung.

Die Überschätzung des dem okratischen Entschei
dungsverfahrens w ird bereits überdeutlich, wenn led ig
lich die Erfahrungen m it der w irtschaftspolitischen W il
lensbildung in dem okratisch verfaßten Staaten mit 
m arktw irtschaftlichen Ordnungen berücksichtigt wer
den. Die unübersehbare Kluft, die häufig zw ischen po liti
scher und ökonom ischer Rationalität der Entscheidun
gen besteht, ist inzw ischen system atisch analysiert wor
den. Dabei traten die im m anenten Grenzen des dem o
kratischen Entscheidungsverfahrens klar zutage. Der

Zuspruch, den das Verfahren dennoch und völlig zu 
Recht erhält, ist anderer Art: Es erlaubt, das unverm eid
bare Spannungsverhältn is zw ischen individueller Frei
heit und po litischer Herrschaft erträg lich zu halten. E t
was Besseres ist unbekannt. Daraus folgt jedoch nicht, 
daß die Ergebnisse des Verfahrens notwendig als gut 
beurteilt werden m üssen. Zu diesem  Schluß kom m t nur, 
wer in der Tradition von Rousseau die Ergebnisse mit 
der Fiktion des G em einwohls gleichsetzt.

Fatale Fehleinschätzung

Diese Fehleinschätzung w irkt sich fatal aus, wenn de
m okratisch legitim ierten Entscheidungen die Schlüssel
rolle in einem ökonom ischen System  zugew iesen wird, 
das sowohl die gesellschaftlichen G estaltungsbegeh
ren des Sozialism us befriedigen als auch das A lloka
tionspotentia l des M arktes nutzen soll. Zwar sind auch 
gegenwärtig die konzeptionellen Erläuterungen dieser 
O rdnungsvorstellung, die ökonom isch häufig als sozia li
stische M arktw irtschaft them atisiert w ird, auffällig unbe
stim m t. Dennoch zeichnet sich eine G rundstruktur ab. 
Sie dürfte darin bestehen,

□  daß die Lösung der kurzfristigen G egenw artspro
blem e einer Koordination von Produktion und Konsum 
dem  M arkt und dem  W ettbewerb m öglichst dem okra
tisch kontrollierter, vorw iegend im G em eineigentum  ste
hender Unternehm en überlassen werden soll, und

□  daß die Lösung der Zukunftsproblem e einer G estal
tung der W irtschaftsstruktur und Kontrolle des techn i
schen Fortschritts ausschließlich dem okratisch legiti
m ierten staatlichen Institutionen und gesellschaftlich re
levanten G ruppen zugew iesen werden soll.

Damit wird einmal die Tradition der Anm aßung von 
W issen hinsichtlich der P lanbarkeit und Kontrollierbar- 
keit ökonom ischer Entw icklung fortgesetzt. Ferner wird 
das Problem der in tertem poralen A llokation so ange
gangen, als ob ökonom ische G egenwart und Zukunft 
voneinander unabhängig seien. Nur dann wäre der w i
derspruchsfreie E insatz von zwei unterschiedlichen A l
lokationsverfahren -  M arkt und Plan -  denkbar. Infolge
dessen ist zu erwarten, daß die ungeplanten Signale 
des M arktes im m er dann beiseite geschoben werden, 
wenn sie der politisch geplanten Zukunft zuw iderlaufen.

Kollektive Verantwortungslosigkeit

Selbst wenn m öglichst viele Entscheidungen auf die 
Ebene der Unternehm en verlagert werden, m üssen die 
Anreizfolgen von G em eineigentum  und der Anwendung 

des dem okratischen Entscheidungsverfahrens berück
sichtigt werden. Für die Unternehm ensebene ist das 
einmal mit v ielen Vorschußlorbeeren versehene jugosla
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wische Modell ein Lehrstück dafür, wie sehr sich die Ar
beiterselbstverwaltung des G em eineigentum s vom 
wettbewerblich kontro llierten Einsatz des Private igen
tum s unterscheidet. Ihre unbefriedigende A llokations
und Entw icklungsqualität ist ebenso evident und syste
m atisch erklärbar wie der risikolose Gebrauch von G e
meineigentum  durch die sich selbst Verwaltenden zum 
eigenen und nicht zum Nutzen der Gesellschaft.

Ähnlich problem atisch sind die gedachten Entschei
dungsstrukturen auf höherer Ebene. Hier genügt der 
Blick auf korporativistisch-syndikalistisch strukturierte 
O rgane im real existierenden Kapitalismus (z. B. solche 
im G esundheitswesen), um die Gefahren zu sehen: 
Zeitraubende, durch strategische Inform ationsverzer
rungen geprägte Verhandlungen sind zu erwarten, in de 
nen die Teilnehmer Risiken hin und her schieben und 
sich der Verantwortung gegenüber den von ihnen Vertre
tenen durch vollm undige Erklärungen zu entziehen su
chen. W enn im m er m öglich, werden Interessenkonflikte 
zu Lasten Unbeteiligter gelöst. Kollektive Verantwor
tungslosigkeit und entw icklungsfeindliches Beharren 
auf Interessenpositionen sind wesentlich wahrschein li
cher, da im Anreizsystem  angelegt, als eine Gestaltung 
der Zukunft im Interesse aller Bürger.

Der sozialistische Traum, die Ergebnisse der A rbeits
teilung dem okratisch zu planen sowie nach G erechtig
keitsvorste llungen zu verteilen, und den Markt zu nut
zen, um die Misere zentra ler Planung zu vermeiden, 
wird nach allem, was w ir positiv w issen, ein Traum ble i
ben müssen. Reform en in d ieser R ichtung sind zum 
Scheitern verurteilt.

Legitimation des Systemwechsels

Eine erfo lgversprechende Antwort auf die System 
krise in der DDR und in anderen sozialistischen Volks
w irtschaften kann aus der Sicht des Ö konom en nur mit 
einem System wechsel hin zur m arktw irtschaftlichen 
Ordnung gegeben werden. Deren konkrete Ausprägung 
ist gestaltbar und nicht an das Beispiel der Bundesrepu
blik gebunden, wenngleich sein Erfolg evident ist. Der 
real existierende Kapitalism us ist wesentlich v ie lfä ltiger 
und darüber hinaus institutionellen Innovationen zu 
gänglich. Er gerät jedoch in der Regel um so eher in 
Schw ierigkeiten, je m ehr die Trennung von dem okra
tisch kontrolliertem , staatlichem  Sektor und w ettbe
werblich kontro lliertem , privatem  Sektor durch Versuche 
durchbrochen wird, M arktergebnisse nach politisch be
stim m ten Zielen zu gestalten.

System fragen sind Ordnungsfragen und als solche 
politische Fragen. W ird Dem okratie ernst genom m en, 
so bedürfen die Antworten einer entsprechenden Legiti

mation. Sie ist in der DDR aufgrund der bestehende 
politischen Verfassung und der durch sie geprägten pol 
tischen Herrschaft offensichtlich nicht herstellbar. Dam 
entsteht ein besonderes Übergangsproblem . Freie, gle 
che und geheim e Wahlen, die Entscheidungen von Ve 
fassungsrang vorauszugehen hätten, m üssen vorbere 
tet werden. Die O rdnungsalternativen m üssen diskutiei 
und mit zum Gegenstand der W ählerentscheidung gc 
m acht werden. Das braucht Zeit, in der aber die erdrüt 
kenden ökonom ischen Schw ierigkeiten der DDR, vor a 
lem die G efahr der Auszehrung durch Abwanderung 
nicht beiseite geschoben werden können.

Zu fragen bleibt jedoch, w ie offen die ordnungspolit 
sehe G esam tentscheidung (Eucken) gehalten werdei 
kann, wenn berücksichtigt wird,

□  daß die unter Dem okratisierungsdruck erfo lgte ö fl 
nung der DDR im Innern wie nach außen lediglich unte 
Bedingungen reversibel ist, die fü rd ie  m eisten Bürger ir 
Ost und W est eine Schreckensvision darste llen dürften;

□  daß die Verringerung des W ohlstandsgefälles zwi 
sehen der Bundesrepublik und der DDR sowohl kurzfri 
stig als auch m ittelfristig eine verstärkte Integration ir 
die A rbeitsteilung vor allem  der westeuropäischer 
M arktw irtschaften erforderlich macht, unbeschadet de 
M öglichkeiten, die eine Abkehr des bisherigen RG\A 
von der unproduktiven sozialistischen Arbeitsverteilunc 
eröffnen mag;

□  daß eine zukünftige Entscheidung zugunsten eine; 
Modells „dem okra tischer Sozia lism us“ w iederum  nich 
ohne Inanspruchnahm e von Ressourcen westlichei 
M arktw irtschaften um setzbar wäre, die jedoch ange 
sichts der ökonom ischen Fragwürdigkeit e iner solcher 
Entscheidung kaum in dem  Maße und m it den produkti 
v itätserhöhenden W irkungen m öglich wäre, w ie dies be 
einem System wechsel zu einer m arktw irtschaftlicher 
Ordnung erw artet werden kann.

Unverzichtbares privates Kapital

Vermutet wird also, daß die C hance äußerst gering ist 
die Antwort auf die System frage auch dann noch völlig 
offen halten zu können, wenn ihre dem okratische Legiti 
mation noch längere Zeit benötigen sollte. Sie kann nur 
für den offen bleiben, der entweder die Freizügigkeit der 
DDR-Bürger vorübergehend w ieder w irksam  ein- 
schränkt oder von den westlichen Marktw irtschaften, 
insbesondere von der Bundesrepublik, nicht ökonom i
sche Kooperation, sondern bedingungs- und grenzen
lose Solidarität m it den durch den Sozialism us gebeute l
ten Menschen einfordert. Dies wäre eine Forderung, die 
wohl w eit über das hinausginge, was Hum anität und po
litische Vernunft gebieten.
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Aber auch solche zw ischenstaatliche Hilfe, die sich 
hum an itä r und durch Fortschritte im Dem okratisierungs
prozeß in der DDR politisch gegenüber den in Anspruch 
genom m enen Steuerzahlern der Bundesrepublik be
gründen läßt, kann nicht das leisten, was die Volksw irt
scha ft der DDR dringend benötigt; Kapital und techni
sches W issen zur IVIodernisierung ihrer Produktion so
w ie  der kom plem entären In frastruktur Hier bleibt für sie 
nu r der Weg zu den Kapitalm ärkten. Um jedoch privates 
Kapital attrahieren zu können, m üssen entsprechende 
binnenw irtschaftliche Voraussetzungen geschaffen 
werden. Diese weichen um so m ehr von den Prinzipien 
sozia listischer W irtschaftsordnung ab, je größer der 
ökonom ische Vorteil für die Volksw irtschaft der DDR 
se in  soll, der mit dem Kapitalim port angestrebt wird.

Im übrigen darf nicht übersehen werden, daß die Re
form en, die m it dem Ziel einer Erneuerung des Sozia lis
m us in der DDR angem ahnt werden, auch nach den Er
fahrungen in benachbarten sozialistischen Ländern 
keine überzeugenden ökonom ischen Interpretationen 
zulassen, es sei denn unter den Funktionsbedingungen 
e iner M arktw irtschaft. Das mag nicht allen, die eine Er
neuerung des Sozialism us fordern, nach 40 Jahren so
zia listischer Praxis unbedingt bewußt sein. Es ändert 
aber nichts an den ökonom ischen Sachgesetzlichkei- 
ten, solange keine völlig neue M öglichkeit des Um 
gangs mit dem Problem der Knappheit entdeckt wird.

Andere Startbedingungen

W iderstand gegen einen konsequenten System wech 
sei dürfte nicht nur weltanschaulich begründet sein 
sondern auch durch Furcht vor unverm eidbaren Anpas 
sungslasten. Sie h innehm bar zu verteilen, ist ein beson 
deres Problem. Es kann nur bedingt m it dem jenigen ver 
glichen werden, welches beim System wechsel de 
späteren Bundesrepublik bestand, der mit der Wäh 
rungsreform  von 1948 begann. Hier ist unter anderem 
zu berücksichtigen,

□  daß die m eisten Bürger nach dem  Zweiten W eltkrieg 
nichts zu verlieren hatten, der Rawlssche Schleier der 
Ungewißheit vor der ökonom ischen Zukunft besonders 
dicht war, während die Bürger in der DDR heute einen, 
wenn auch bescheidenen W ohlstand erreicht haben;

□  daß die Bürger der späteren Bundesrepublik in e i
nem in Schutt und Asche liegenden Europa lebten und 
darüber hinaus von ihren Nachbarn zunächst isoliert 
waren, während die Bürger der DDR im Sog eines be
trächtlichen W ohlstandsunterschiedes zu einem Nach
barn stehen, mit dem sie zudem  sehr viel verbindet;

□  daß vor der W ährungsreform  eine zerrüttete, ohne
hin vom Schwarzm arkt weitgehend verdrängte Relchs-
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m ark stand, während für die M ark (Ost) neben einer 
m öglicherweise zurückgestauten Inflation vor allem 
eine durch Subventionen verzerrte Preisstruktur be
steht, die nicht unbedingt als ökonom ischer Selbstbe
trug, sondern unter Um ständen als sozialistische Errun
genschaft wahrgenom m en wird;

□  daß am Beginn der w irtschaftlichen Nachkriegsent
w icklung im W esten w ie im Osten ein ruiniertes System 
der sozialen S icherung stand, dessen heutiger Entw ick
lungsstand in der DDR als Besonderheit der sozia listi
schen W irtschaftsordnung m ißverstanden werden 
kann, obgleich die Bundesrepublik auf diesem  Felde der 
DDR nicht nachstehen dürfte;

□  daß beim System wechsel in der Bundesrepublik zu 
einem  beträchtlichen Teil an eine m arktw irtschaftliche, 
institutioneile (rechtliche) Tradition w ieder angeknüpft 
werden konnte, die von der nationalsozia listischen Plan
w irtschaft lediglich unterbrochen, aber nicht ausge
löscht worden war, während 40 Jahre Sozialism us in der 
DDR die Institutionelle Infrastruktur total verändert ha
ben und weitgehend einen Neuanfang erfordern dürften.

Es ist also nur bedingt m öglich, die Erfahrungen mit 
dem  System wechsel zu Beginn der Bundesrepublik bei 
der Lösung der gegenwärtigen Übergangsproblem e 
hinzuzuziehen. Andererseits sind die Erfahrungen aber 
auch besonders wertvoll, da der System wechsel im Un
terschied zum System vergleich nicht zu den w issen
schaftlich intensiv bearbeiteten Problem feldern gehört. 
Ergebnisse des System vergle ichs sind vor allem  von 
Bedeutung, wenn es darum  geht, fa lsche W eichenstel
lungen bei Zw ischenschritten zu vermeiden.

Beides soll an einigen ausgewählten Problemen sk iz
ziert werden, die bei einem System wechsel zu lösen 
sind und die auch in der DDR diskutiert werden.

Einige Beispiele

Preisreform kann nur Preisfreigabe bedeuten. Diese 
m acht jedoch nur Sinn, wenn die Voraussetzungen da
für geschaffen werden, daß freie Preise auch ihre S i
gnal- und Lenkungsfunktionen wahrnehm en können. 
Damit es auch zu Angebotsreaktionen kommt, müssen 
vor allem  die Unternehm en eigenverantwortliche D ispo
sitionsfreiheit erhalten. Diese w iederum  erfordert 
Schritte zu einer neuen E igentum sordnung. Die Preis
freigabe muß sich, w ie das historische Beispiel lehrt, 
nicht notwendig sofort auf alle Sektoren erstrecken. 
W erden zur kurzfristigen Verringerung von Anpassungs
lasten Sektoren ausgenom m en (z. B. Landwirtschaft, 
Bergbau, W ohnungswirtschaft), kann jedoch daraus 
m ittelfristig ein politischer Besitzstand werden, der
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Strukturproblem e schafft. Auch das lehrt das historische 
Beispiel. Preisfreigabe ohne Abbau der m assiven Sub
ventionierung vie ler Konsum güter würde Fortsetzung 
dessen bedeuten, was als Ausverkauf der DDR zu e i
nem Ärgernis ihrer Bürger geworden ist, ohne daß sie 
sich notwendigerw eise der Ursache bewußt sind. Ab
bau der Subventionen erfordert aber auch Übertragung 
der subventionsgebundenen Kaufkraft an die Verbrau
cher, wenn Realeinkom m enseinbußen verm ieden wer
den sollen.

Trifft es zu, daß neben verzerrten Preisen ein beträcht
licher G eldüberhang besteht, ist eine W ährungsreform  
unum gänglich, wenn die Preisfreigabe nicht durch in fla
torische Prozesse überlagert werden soll. Eine W äh
rungsreform  macht w iederum  nur Sinn, wenn eine stab i
litä tsgerechte G eldversorgung gesichert wird. Das setzt 
eine unabhängige, auf Erhaltung der G eldwertstabilitä t 
verpflichtete Notenbank voraus. Sowohl bei der W äh
rungsreform als auch bei der Notenbankverfassung lie
fert das historische Beispiel Anhaltspunkte. Im Hinblick 
auf die dabei anfallenden Lasten, vor allem für die Be
zieher von Transfereinkommen, ist es aber auch nötig, 
für einen Lastenausgleich zu sorgen. Er dürfte kaum 
zeitlich so gestreckt werden können, w ie das in der B un
desrepublik der Fall war.

Auf der Seite der Unternehm en ist eine Entflechtung 
der bestehenden Kom binate unum gänglich, wenn nicht 
schon am Neubeginn eine w ettbewerbsschädliche Kon
zentration w irtschaftlicher Macht stehen soll. Ferner ist 
eine Privatisierung erforderlich, um klare Verantwortlich
keit bei D ispositionsfre iheit einschließlich Konkursrisiko 
zu schaffen. Bei der Wahl der O rganisationsform en pri
vatis ierter Unternehm en bestehen ebenso G esta ltungs
spielräum e wie beim sektoralen Ausmaß der Privatisie
rung . Das schließt auch staatliche Unternehm en ein. A l
lerdings lehrt die Erfahrung m it solchen Unternehm en in 
der Bundesrepublik, daß sie der d isziplin ierenden W ir
kung privater W ettbewerber bedürfen und dabei im m er 
noch insofern privilegiert sind, als sie sich bei w irtschaft
lichen Schw ierigkeiten besonders leicht politische Hilfe 
verschaffen können.

Der bestehende Produktivitäts- und W ohlstandsunter
schied zur Bundesrepublik läßt sich nur durch M odern i
sierung des Unternehm enssektors und der kom plem en
tären Infrastruktur beseitigen. Im Unternehm enssektor 
ist das sowohl durch Neugründungen (insbesondere in 
Form von D irektinvestitionen des westlichen Auslands) 
als auch durch M odernisierung bestehender Unterneh
men m öglich. Gerade bei letzteren dürften kurzfristig 
Produktivitätsreserven erschließbar sein. F inanzieren 
ließe sich ihre Erschließung auch durch Ausländsbeteili

gungen. Die kurzfristige Produktivitätsentw icklung 
dürfte derjenigen verg le ichbar sein, die beim W iederauf
bau der westdeutschen W irtschaft zum  Teil durch den 
Ersatz zerstörte r Teile von Produktionsanlagen möglich 
war. Erhöhte A rbeitsproduktivitä t hat aber in der Regel 
auch ihren Preis in Form von strafferer A rbe itsorganisa
tion. Er ist zu zahlen, wenn Löhne zu Leistungslöhnen 
werden sollen.

Einschneidende Änderung der Lebensumstände

Schließlich dürften der System wechsel und die M o
dernisierung einen beträchtlichen S trukturwandel in 
Gang setzen. Das bedeutet aber auch, daß für den A b
bau des W ohlstandsgefälles ein Preis in Form geringe
rer A rbeitsplatzsicherheit gezahlt werden muß. Er kann 
w iederum  um so geringer sein, je  a ttraktiver die DDR für 
ausländische Investoren und dam it auch für neue Ar
beitsplätze wird. Um sonst ist aber auch aus dieser Per
spektive w irtschaftlicher W ohlstand nicht zu haben, ob
gleich diese Risiken durch den Aufbau einer Arbeitslosen
versicherung in ihren Folgen gemildert werden können.

Akzeptanz einer solch e inschneidenden Veränderung 
der Lebensum stände, wie sie m it einem  System wechsel 
notwendig verbunden sind, setzt neben Hoffnung auf 
deren Besserung, genährt durch Anschauung, auch 
Einsicht in die Zusam m enhänge und Vertrauen in die 
w irtschaftspolitisch Handelnden voraus. Dem entspre
chend gehören aufklärende Inform ationen und M obili
sierung w irtschaftspolitischer Führungsqualitäten so
w ie aufm erksam e parlam entarische Kontrolle m it zu 
den Voraussetzungen eines reibungsarm en System 
wechsels. Hierin dürfte ein Hauptproblem  für den erfo lg 
reichen W echsel bestehen.

Die erkennbaren Lasten des System wechsels, aber 
auch bestehende gesellschaftliche G rundvorstellungen 
können nicht ohne weiteres beiseite geschoben wer
den. In dem Sinne gibt es auch hier keine Stunde Null. 
Infolgedessen entsteht für die politisch Handelnden die 
besonders schw ierige Aufgabe, den ordnungspoliti
schen G rundsätzen einer M arktw irtschaft inhaltlich und 
institutioneil zum Durchbruch zu verhelfen und zugleich 
m ögliche Vorbehalte abzubauen sow ie anfallende La
sten erträg lich zu verteilen. Das Ergebnis dürfte auch 
hier keine reine M arktw irtschaft sein. V ie lm ehr kommt 
es darauf an, einen „V erschm utzungsgrad“ der reinen 
O rdnungsform  politisch zu finden, der die ökonom ische 
Funktionsfähigkeit des Systems nicht in Frage stellt, aber 
hilft, e ine breite gesellschaftliche Akzeptanz zu sichern. 
Für das Finden eines solchen, stets neu zu überprüfen
den Kom prom isses dürfte den politisch Handelnden in 
der DDR allerd ings wenig Zeit zur Verfügung stehen.
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